
 

 

Anlage 1: Vorgaben Bundesgesetzgebers im SGB VIII 
 
§ 80 Jugendhilfeplanung 

 
(1) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe haben im Rahmen ihrer Planungsverantwortung  
1. den Bestand an Einrichtungen und Diensten festzustellen, 
2. den Bedarf unter Berücksichtigung der Wünsche, Bedürfnisse und Interessen der jungen 
Menschen und der Personensorgeberechtigten für einen mittelfristigen Zeitraum zu 
ermitteln und 
3. die zur Befriedigung des Bedarfs notwendigen Vorhaben rechtzeitig und ausreichend zu 
planen; dabei ist Vorsorge zu treffen, dass auch ein unvorhergesehener Bedarf befriedigt 
werden kann. 
(2) Einrichtungen und Dienste sollen so geplant werden, dass insbesondere  
1. Kontakte in der Familie und im sozialen Umfeld erhalten und gepflegt werden können, 
2. ein möglichst wirksames, vielfältiges und aufeinander abgestimmtes Angebot von 
Jugendhilfeleistungen gewährleistet ist, 
3. junge Menschen und Familien in gefährdeten Lebens- und Wohnbereichen besonders 
gefördert werden, 
4. Mütter und Väter Aufgaben in der Familie und Erwerbstätigkeit besser miteinander 
vereinbaren können. 
(3) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe haben die anerkannten Träger der freien 
Jugendhilfe in allen Phasen ihrer Planung frühzeitig zu beteiligen. Zu diesem Zweck 
sind sie vom Jugendhilfeausschuss, soweit sie überörtlich tätig sind, im Rahmen der 
Jugendhilfeplanung des überörtlichen Trägers vom Landesjugendhilfeausschuss zu 
hören. Das Nähere regelt das Landesrecht. 
(4) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen darauf hinwirken, dass die 
Jugendhilfeplanung und andere örtliche und überörtliche Planungen aufeinander 
abgestimmt werden und die Planungen insgesamt den Bedürfnissen und Interessen der 
jungen Menschen und ihrer Familien Rechnung tragen. 
 
Weitere Planungsrelevante Paragraphen im SGB VIII 
 
§ 1 Recht auf Erziehung, Elternverantwortung, Jugendhilfe 
(1) Jeder junge Mensch hat ein Recht auf Förderung seiner Entwicklung und auf Erziehung 
zu einer eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit. 
(2) Pflege und Erziehung der Kinder sind das natürliche Recht der Eltern und die zuvörderst 
ihnen obliegende Pflicht. Über ihre Betätigung wacht die staatliche Gemeinschaft. 
(3) Jugendhilfe soll zur Verwirklichung des Rechts nach Absatz 1 insbesondere 1. junge 
Menschen in ihrer individuellen und sozialen Entwicklung fördern und dazu beitragen, 
Benachteiligungen zu vermeiden oder abzubauen, 
 2. Eltern und andere Erziehungsberechtigte bei der Erziehung beraten und  
              unterstützen, 
 3. Kinder und Jugendliche vor Gefahren für ihr Wohl schützen, 
 4. dazu beitragen, positive Lebensbedingungen für junge Menschen und ihre  
              Familien sowie eine kinder- und familienfreundliche Umwelt zu erhalten oder zu  
              schaffen. 
 
§ 79 Gesamtverantwortung, Grundausstattung 
(1) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe haben für die Erfüllung der Aufgaben nach 
diesem Buch die Gesamtverantwortung einschließlich der Planungsverantwortung. 
(2) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen gewährleisten, dass zur Erfüllung der 
Aufgaben nach diesem Buch  
 1. die erforderlichen und geeigneten Einrichtungen, Dienste und Veranstaltungen  
               den verschiedenen Grundrichtungen der Erziehung entsprechend rechtzeitig und  
               ausreichend zur Verfügung stehen; hierzu zählen insbesondere auch Pfleger,  



 

 

               
 Vormünder und Pflegepersonen; 
 2. eine kontinuierliche Qualitätsentwicklung nach Maßgabe von § 79a erfolgt. 
               Von den für die Jugendhilfe bereitgestellten Mitteln haben sie einen  
               angemessenen Anteil für die Jugendarbeit zu verwenden. 
(3) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe haben für eine ausreichende Ausstattung der 
Jugendämter und der Landesjugendämter zu sorgen; hierzu gehört auch eine dem Bedarf 
entsprechende Zahl von Fachkräften. 
 
Strukturelle Zusammenarbeit mit anderen Stellen und öffentlichen Einrichtungen 
(Kooperation und Abstimmung) 
 
§ 81 Strukturelle Zusammenarbeit mit anderen Stellen und öffentlichen Einrichtungen 
Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe haben mit anderen Stellen und öffentlichen 
Einrichtungen, deren Tätigkeit sich auf die Lebenssituation junger Menschen und ihrer 
Familien auswirkt, insbesondere mit 
1.den Trägern von Sozialleistungen nach dem Zweiten, Dritten, Vierten, Fünften, Sechsten 
und dem Zwölften Buch sowie Trägern von Leistungen nach dem Bundesversorgungsgesetz, 
2.Rehabilitationsträger nach § 6 Absatz 1 Nummer 7 des Neunten Buches, 
3.den Familien- und Jugendgerichten, den Staatsanwaltschaften sowie den 
Justizvollzugsbehörden, 
4.Schulen und Stellen der Schulverwaltung, 
5.Einrichtungen und Stellen des öffentlichen Gesundheitsdienstes und sonstigen 
Einrichtungen und Diensten des Gesundheitswesens, 
6.den Beratungsstellen nach den §§ 3 und 8 des Schwangerschaftskonfliktgesetzes und 
Suchtberatungsstellen, 
7.Einrichtungen und Diensten zum Schutz gegen Gewalt in engen sozialen Beziehungen, 
8.den Stellen der Bundesagentur für Arbeit, 
9.Einrichtungen und Stellen der beruflichen Aus- und Weiterbildung, 
10.den Polizei- und Ordnungsbehörden, 
11.der Gewerbeaufsicht, 
12.Einrichtungen der Ausbildung für Fachkräfte, der Weiterbildung und der Forschung und 
13.Einrichtungen, die auf örtlicher Ebene Familien und den sozialen Zusammenhalt 
zwischen den Generationen stärken (Mehrgenerationenhäuser), im Rahmen ihrer Aufgaben 
und Befugnisse zusammenzuarbeiten 
 
 
Qualitätsentwicklung in der Kinder- und Jugendhilfe (Planung und Qualitätssicherung) 
 
§ 79a Qualitätsentwicklung in der Kinder- und Jugendhilfe 
Um die Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe nach § 2 zu erfüllen, haben die Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe Grundsätze und Maßstäbe für die Bewertung der Qualität sowie 
geeignete Maßnahmen zu ihrer Gewährleistung für 
1. die Gewährung und Erbringung von Leistungen, 
2. die Erfüllung anderer Aufgaben, 
3. den Prozess der Gefährdungseinschätzung nach § 8a, 
4. die Zusammenarbeit mit anderen Institutionen 
weiterzuentwickeln, anzuwenden und regelmäßig zu überprüfen. Dazu zählen auch 
Qualitätsmerkmale für die inklusive Ausrichtung der Aufgabenwahrnehmung und die 
Berücksichtigung der spezifischen Bedürfnisse von jungen Menschen mit Behinderungen 
sowie die Sicherung der Rechte von Kindern und Jugendlichen in Einrichtungen und in 
Familienpflege und ihren Schutz vor Gewalt. Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
orientieren sich dabei an den fachlichen Empfehlungen der nach § 85 Absatz 2 zuständigen 
Behörden und an bereits angewandten Grundsätzen und Maßstäben für die Bewertung der 
Qualität sowie Maßnahmen zu ihrer Gewährleistung 



 

 

 
Beteiligung von Kindern und Jugendlichen (Unmittelbare Beteiligung) 
 
§ 8 Beteiligung von Kindern und Jugendlichen 
(1) Kinder und Jugendliche sind entsprechend ihrem Entwicklungsstand an allen sie 
betreffenden Entscheidungen der öffentlichen Jugendhilfe zu beteiligen. Sie sind in 
geeigneter Weise auf ihre Rechte im Verwaltungsverfahren sowie im Verfahren vor dem 
Familiengericht und dem Verwaltungsgericht hinzuweisen. 
(2) Kinder und Jugendliche haben das Recht, sich in allen Angelegenheiten der Erziehung 
und Entwicklung an das Jugendamt zu wenden. 
(3) Kinder und Jugendliche haben Anspruch auf Beratung ohne Kenntnis des 
Personensorgeberechtigten, solange durch die Mitteilung an den 
Personensorgeberechtigten der Beratungszweck vereitelt würde. § 36 des Ersten Buches 
bleibt unberührt. Die Beratung kann auch durch einen Träger der freien Jugendhilfe 
erbracht werden; § 36a Absatz 2 Satz 1 bis 3 gilt entsprechend. 
(4) Beteiligung und Beratung von Kindern und Jugendlichen nach diesem Buch erfolgen 
in einer für sie verständlichen, nachvollziehbaren und wahrnehmbaren Form. 
 
Zusammenarbeit der öffentlichen Jugendhilfe mit der freien Jugendhilfe 
(Subsidiaritätsprinzip) 
 
§ 4 Zusammenarbeit der öffentlichen Jugendhilfe mit der freien Jugendhilfe 
(1) Die öffentliche Jugendhilfe soll mit der freien Jugendhilfe zum Wohl junger 
Menschen und ihrer Familien partnerschaftlich zusammenarbeiten. Sie hat dabei die 
Selbständigkeit der freien Jugendhilfe in Zielsetzung und Durchführung ihrer Aufgaben 
sowie in der Gestaltung ihrer Organisationsstruktur zu achten. 
(2) Soweit geeignete Einrichtungen, Dienste und Veranstaltungen von anerkannten Trägern 
der freien Jugendhilfe betrieben werden oder rechtzeitig geschaffen werden können, soll 
die öffentliche Jugendhilfe von eigenen Maßnahmen absehen. 
(3) Die öffentliche Jugendhilfe soll die freie Jugendhilfe nach Maßgabe dieses Buches 
fördern und dabei die Beteiligung von Kindern, Jugendlichen und Eltern stärken. 
 
Förderung der freien Jugendhilfe (Maßgabe durch die JHP, Grundsätze der Förderung) 
 
§ 74 Förderung der freien Jugendhilfe 
(1) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen die freiwillige Tätigkeit auf dem 
Gebiet der Jugendhilfe anregen; sie sollen sie fördern, wenn der jeweilige Träger 
1.die fachlichen Voraussetzungen für die geplante Maßnahme erfüllt und die Beachtung der 
Grundsätze und Maßstäbe der Qualitätsentwicklung und Qualitätssicherung nach § 79a 
gewährleistet, 
2.die Gewähr für eine zweckentsprechende und wirtschaftliche Verwendung der Mittel 
bietet, 
3.gemeinnützige Ziele verfolgt, 
4.eine angemessene Eigenleistung erbringt und 
5.die Gewähr für eine den Zielen des Grundgesetzes förderliche Arbeit bietet. 
Eine auf Dauer angelegte Förderung setzt in der Regel die Anerkennung als Träger der 
freien Jugendhilfe nach § 75 voraus. 
(2) Soweit von der freien Jugendhilfe Einrichtungen, Dienste und Veranstaltungen 
geschaffen werden, um die Gewährung von Leistungen nach diesem Buch zu ermöglichen, 
kann die Förderung von der Bereitschaft abhängig gemacht werden, diese Einrichtungen, 
Dienste und Veranstaltungen nach Maßgabe der Jugendhilfeplanung und unter Beachtung 
der in § 9 genannten Grundsätze anzubieten. § 4 Absatz 1 bleibt unberührt. 
(3) Über die Art und Höhe der Förderung entscheidet der Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel nach pflichtgemäßem Ermessen. 
Entsprechendes gilt, wenn mehrere Antragsteller die Förderungsvoraussetzungen erfüllen  



 

 

 
 
 
und die von ihnen vorgesehenen Maßnahmen gleich geeignet sind, zur Befriedigung des 
Bedarfs jedoch nur eine Maßnahme notwendig ist. Bei der Bemessung der Eigenleistung 
sind die unterschiedliche Finanzkraft und die sonstigen Verhältnisse zu berücksichtigen. 
(4) Bei sonst gleich geeigneten Maßnahmen soll solchen der Vorzug gegeben werden, die 
stärker an den Interessen der Betroffenen orientiert sind und ihre Einflussnahme auf die 
Ausgestaltung der Maßnahme gewährleisten. 
(5) Bei der Förderung gleichartiger Maßnahmen mehrerer Träger sind unter 
Berücksichtigung ihrer Eigenleistungen gleiche Grundsätze und Maßstäbe anzulegen. 
Werden gleichartige Maßnahmen von der freien und der öffentlichen Jugendhilfe 
durchgeführt, so sind bei der Förderung die Grundsätze und Maßstäbe anzuwenden, die für 
die Finanzierung der Maßnahmen der öffentlichen Jugendhilfe gelten. 
(6) Die Förderung von anerkannten Trägern der Jugendhilfe soll auch Mittel für die 
Fortbildung der haupt-, neben- und ehrenamtlichen Mitarbeiter sowie im Bereich der 
Jugendarbeit Mittel für die Errichtung und Unterhaltung von Jugendfreizeit- und 
Jugendbildungsstätten einschließen 


